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Geltungsbereich Bebauungsplans umfasst die der ehemaligen Abfalldeponie 
1-1�·tor-1r0•r·h an der Nordgrenze der Stadt Schleswig. 

Er wird wie folgt umgrenzt: 

Im Norden: 

Im Osten: 

Im Süden: 

Im Westen: 

im Nordwesten durch die Gemeindegrenze des Ortes Neuberend und 
im Nordosten durch einen Feldweg und einen Teich 
(nördliche Begrenzungslinie der Flurstücke 51/14 und 52/12) 
durch den Recyclinghof und die Ratsteichkoppeln (landwirtschaftliche 
Flächen) 
(östliche Begrenzungslinie der Flurstücke 51/14 und 52/12) 
durch die Bundesstraße 201 und ein landwirtschaftliche Flächen 
(Schliesharden) 
(südliche Begrenzungslinie der Flurstücke 51/14, 60/2 und 61/2) und 
durch landwirtschaftliche Flächen (Schliesharden) 
(westliche Begrenzungslinie des Flurstückes 51/14) 

Die Gesamtgröße des Plangebietes beträgt 13,8 ha. Die Grenze des Geltungsbereiches um­
fasst die Flurstücke 51/14, 52/12, 60/2 und 61/2 der Flur 1 in der Gemarkung Schleswig. 

3. Beschreibung des Plangebietes

Der Geltungsbereich liegt zwischen der nördlichen Stadtgrenze und der Bundesstraße 201 
(Nordumgehung). Die Zufahrt zur ehemaligen Abfalldeponie befindet sich im Norden des 
Plangebietes nördlich des Recyclinghofes an der Straße Haferteich. Von dort führt ein ge­
schotterter Betriebsweg um den Deponiekörper herum und auf diesen hinauf und erschließt 
das Plangebiet. hat eine Breite von 3 m. 



In Deponiekörper Entgasungsanlagen eingebaut. 
mit Gasfackel betrieben. Die 
halb. 

Südlich des Deponiekörpers befindet 

liegen Geltungsbereich, 

ten hochwertige begrenzt. '-"Y'-'IVV ......... ,.11v1 

Die BeBa Solarpark Schleswig GmbH & Co. KG (Vorhabenträger) hat den gestellt am 
Standort der ehemaligen Abfalldeponie Haferteich eine Freiland-Photovoltaikanlage zu er-
richten und zu betreiben. erzeugte Strom aus Solarenergie soll in das Stromnetz des 
örtlichen Energieversorgungsunternehmens (Schleswiger Stadtwerke) eingespeist werden. 

Für die Planung Vorhabens wird ein Durchführungsvertrag nach § 12 zwischen 
dem Vorhabenträger und der Stadt Schleswig als Planträger der Bauleitplanung abge­
schlossen. 

Mit dem Bebauungsplan wird die Durchführung des Planvorhabens zur Errichtung und 
Betreibung einer Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung aus Solarenergie bauplanungs­
rechtlich gesichert. 

"Grundsätzlich geeignet für die Ausweisung von großflächigen Photovoltaikanlagen sind 
Standorte im besiedelten Raum mit Ausnahme der Grünflächen und Grünzüge .... Aber auch 
ein von den bestehenden Siedlungsstrukturen abgesetzter Standort im Außenbereich kann 
mit den Zielen einer nachhaltigen Siedlungs- und lnfrastrukturentwicklung vereinbar sein, 
wenn ein siedlungsstrukturell günstiger Standort nicht verfügbar und keine Beeinträchtigun­
gen des Landschaftsbildes oder anderer öffentlicher Belange zu besorgen sind. 
Die Überplanung von (als Ackerland genutzten) Freiflächen sollte zugunsten bereits vorbe­
lasteter Landschaftsbestandteile zurückgestellt werden. Dabei handelt es sich insbesondere 
um ... Abfalldeponien und Altlastflächen, sofern dies mit Umweltanforderungen (z.B. Schutz 
der Deponieabdichtung), dem Sanierungserfordernis und bauordnungsrechtlichen Anforde­
rungen (Standfestigkeit der baulichen Anlagen) vereinbar ist, ... "1 Insofern ist der Standort für
das geplante Vorhaben geeignet. 

1 Grundsätze zur Planung von großflächigen Photovoltaikanlagen im Außenbereich (Gemeinsamer
Beratungserlass des Innenministeriums, der Staatskanzlei, des Ministeriums für Landwirtschaft, Um­
welt und ländliche Räume und des Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr vom 5. Juli 
2006; Amtsbl. Schl.-H. 2006 S. 607) 



























































der angrenzenden Bereiche durch Nahrungsgäste auszuschließen. 
tung dieser Fläche für Umfeld nicht gegeben. 

Zusammenfassend ist-aufgrund der fehlenden Lebensraumeigenschaften eine 
rung der Habitatbedingungen besonders oder streng geschützter auszuschließen. 

Vermeidung im Rahmen der Planung 
Die vollständige Vermeidung von Eingriffen diesen Bebauungsplan nur durch einen 
Verzicht auf die Errichtung der Photovoltaikanlage möglich. Rahmen des städtebaulichen 
Entwurfs werden folgende Eingriffsvermeidungen ermöglicht: 
• Die Errichtung der Anlage erfolgt auf einer ehemaligen Mülldeponie.
• Die Trockenrasenfläche auf der südlichen Kuppe der Deponie wird nicht überplant.
• Eingriffe in vorhandene Knicks werden vermieden.
• Die Einzäunung wird für Klein- und Mittelsäuger durchlässig errichtet.
• Festsetzung eines Mindestmaßes der baulichen Anlagen über der Geländeoberfläche zur

Sicherstellung einer geschlossenen Vegetationsdecke.

Unvermeidbare Beeinträchtigungen und Kompensation 
Durch den Bau der Photovoltaikanlage wird es zu einer Beschattung der nach Süden, Osten 
und Westen geneigten Hänge sowie der nördlichen Kuppe der ehemaligen Deponie kommen. 
Diese Beschattung wird Auswirkungen auf die in diesen Bereichen vorkommenden Tiere und 
Pflanzen haben, da sich diese Lebensgemeinschaften bisher ohne jegliche Beschattung 
durch Gehölze oder Bauwerke entwickelt haben. Eine Kompensation ist nicht erforderlich. 

2.3.3 Boden 

Gesetzliche Vorgaben 
Als Grundsatz der Bauleitplanung legt§ 1 (5) des Baugesetzbuches fest: 
"Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden. " 
Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) Schleswig-Holstein greift diese Forderung auf 
und konkretisiert sie in § 1 (3) Nr. 3: 
"Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktionen im Naturhaushalt erfüllen können." 

Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen 
Für die Errichtung der Solaranlagen werden Bodenflächen in geringem Umfang (Streifenfun­
damente) versiegelt. Diese Bodenveränderungen erfolgen auf Flächen, die durch die Depo­
nie und deren Abdeckung künstlich entstanden sind und daher keine natürlichen Bodenbe­
dingungen aufweisen. 

Durch Versiegelung, Bodenabtrag, -auffüllung und -verdichtung wirkt sich der Eingriff auf die 
vorhandene Funktionsfähigkeit des Bodenhaushaltes aus. Besonders unter versiegelten Flä­
chen werden die natürlichen Funktionen des Bodens gestört oder kommen vollständig zum 
Erliegen. Dies führt zu folgenden Beeinträchtigungen: 

Verlust des Bodens als Wasser-, Luft- und Nährstoffspeicher, 
Verlust des Bodens als Lebensraum für Tiere und Standort für Pflanzen, 











Knicks bleiben als Lebensräume erhalten und werden durch zusätzliche Bepflanzungen ergänzt.
Durch den Bau der Photovoltaikanlage wird es zu einer Beschattung der nach Süden, Osten 
und Westen geneigten Hänge sowie der nördlichen Kuppe der ehemaligen Deponie kommen.
Diese Beschattung wird Auswirkungen auf die in diesen Bereichen vorkommenden Grün­
landgesellschaften haben, da sich diese Lebensgemeinschaften bisher ohne jegliche Be­
schattung durch Gehölze oder Bauwerke entwickelt haben. Eine Kompensation ist nicht er­
forderlich.
Boden: Innerhalb des f?langebietes werden ca. 1.600 m2 Flächen versiegelt (Fundamente,
Gebäude), was eine nachhaltige Beeinträchtigung an Bodenfläche bedeutet. Erforderliche
Ausgleichsmaßnahmen werden im Bebauungsplan festgelegt.
Wasser: Oberflächengewässer sind von den geplanten Eingriffen nicht betroffen. An der Ab­
führung des Niederschlagswassers werden keine Veränderungen vorgenommen.
Klima: Durch die Sonnenkollektoren werden sich keine nachhaltigen Veränderungen des Mik­
roklimas ergeben. Bezogen auf das globale Klima werden positive Auswirkungen erwartet.
Landschaftsbild: Die Gehölzstrukturen bleiben erhalten und werden ergänzt, so dass die 
Photovoltaikanlage weitgehend aus Richtung der B 201 und des westlich verlaufenden Wan­
derweges in das Landschaftsbild eingebunden werden kann. Eine vollständige Abdeckung
der auf dem Südhang errichteten Solaranlagen durch eine geschlossene Bepflanzung ist 
nicht möglich, da diese zu einer weitgehenden Verschattung der Module führen würde. Zur
besseren Einbindung der Photovoltaikanlage in das Landschaftsbild wird auf der Südseite
des Deponiekörpers eine ca. 150 m lange Feldhecke aus heimischen, standortgerechten
Gehölzen angelegt.
Kultur- und Sachgüter: Die Knicks des Planbereichs als Bestandteil der historischen Kultur­
landschaft bleiben erhalten. Zum Schutz des spätmittelalterlichen Gutshofes Apenstorp süd­
lich der Deponie wird nördlich des Denkmals eine Pufferzone in Form einer geschwungenen
Linie im Bebauungsplan festgesetzt. In der Pufferzone dürfen keine Solarmodule oder sons­
tigen baulichen Anlagen im Zusammenhang mit der Photovoltaikanlage errichtet werden.
Auswirkungen auf Sachgüter an der Planung unbeteiligter sind nicht zu erwarten.
Auswirkungen auf FFH-Gebiete oder Schutzgebiete nach der EU�Vogelschutzrichtlinie sind
aufgrund der gegebenen Entfernungen und der Erweiterung außerhalb des Wirkbereiches
der GGB nicht zu befürchten.

Gesamtbeurteilung:
Mit der Umsetzung der Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5 der Stadt
Schleswig sind Beeinträchtigungen der beschriebenen Umweltbelange verbunden. Diese 
Beeinträchtigungen sind aufgrund der bisherigen landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen
und der Ersetzbarkeit der vorhandenen Lebensräume nicht als erheblich zu bewerten.

Nach Durchführung aller im Bebauungsplan festgesetzter Maßnahmen ist von keinen erheb­
lichen und nachhaltigen Beeinträchtigungen der untersuchten Umweltbelange auszugehen.
Die Eingriffe in Natur und Landschaft gelten als ausgeglichen.
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